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Amtlicher Teil 
 

 
Beschlüsse des Hauptausschusses der Stadt Brandenburg an der Havel 

 
In der Sitzung des Hauptausschusses der Stadt Brandenburg an der Havel am Dienstag, dem 
06.09.2005, wurden folgende Beschlüsse gefasst: 
 
- Nichtöffentlicher Teil 
 
Vergabe: Los 12 Heizungsanlage 
für den Um- und Ausbau der Klosteranlage Sankt Pauli zum Archäologischen Landesmuseum 
und die Kirche zum Multifunktionsraum 
Beschluss-Nr. 0192/2005  
 

Vergabe: Los 14 Starkstromtechnischer Teil für den Um- und Ausbau der Klosteranlage Sankt 
Pauli zum Archäologischen Landesmuseum und die Kirche zum  
Multifunktionsraum 
Beschluss-Nr. 0193/2005 
 

Vergabe: Los 15 Schwachstromtechnischer Teil für den Um- und Ausbau der Klosteranlage 
Sankt Pauli zum Archäologischen Landesmuseum und die Kirche zum Multifunktionsraum 
Beschluss-Nr. 0194/2005  
 

Vergabe: Los 17 Trockenbau - II. BA Kloster für den Um- und Ausbau der Klosteranlage Sankt 
Pauli zum Archäologischen Landesmuseum und die Kirche zum Multifunktionsraum 
Beschluss-Nr. 0202/2005  
 

Beseitigung Unfallschwerpunkt "Senke" B 1/B 102 Otto-Sidow-Straße in Brandenburg an der 
Havel, Straßenbauarbeiten 
Beschluss-Nr. 0167/2005  
 

Parkplatz Altstadt in Brandenburg an der Havel, TO 2 - Parkplatz Ziegelstraße 
Straßenbauarbeiten 
Beschluss-Nr. 0186/2005  
 

Sanierung Altstädtischer Kietz in Brandenburg an der Havel, Straßenbauarbeiten 
Beschluss-Nr. 0187/2005  
 
Der Hauptausschuss hat den Zuschlag jeweils erteilt. 
 
Änderung des Beschlusses Nr. 022/2005 vom 08.03.2005  "Grundstücksverkauf" 
Beschluss-Nr. 0170/2005  
Der Hauptausschuss hat die Änderung des Beschlusses Nr. 022/2005 hinsichtlich des Kaufpreises 
eines bebauten Grundstückes beschlossen.  
 
Grundstücksverkauf 
Beschluss-Nr. 0179/2005  
Der Hauptausschuss hat den Verkauf des Objektes Buhnenhaus mit der ehemaligen Touristenstation 
beschlossen. 
 
Im öffentlichen Teil wurden keine Beschlüsse gefasst. 
 

- - - - - 
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Öffentliche Bekanntmachung über die Auslegung des Sonderungsbescheides im Verfahren nach dem 

Bodensonderungsgesetz (BoSoG): 

 
Sonderungsplan Nr. 1 – 5 zum Verfahren 1/1996 „Plaue“ 

 
Der Entwurf des Sonderungsplanes sowie die zu seiner Aufstellung verwandten Unterlagen haben in 
der Zeit vom 04.08.2005 bis 05.09.2005 in den Diensträumen des Kataster- und Vermessungsamtes 
Brandenburg an der Havel zur Einsicht ausgelegen. 
 
Gemäß § 9 Abs. 2 BoSoG soll nunmehr der Sonderungsbescheid durch Auslegung in der 
Sonderungsbehörde bekannt gegeben werden. 
 
Auf Grund der Ergebnisse des oben aufgeführten Sonderungsverfahrens nach § 1 Nr. 1 BoSoG wird 
Folgendes angeordnet: 
 

1. Die Sonderungspläne Nr. 1 bis 5, die Teile dieses Bescheides sind, werden verbindlich 
festgestellt. 

 
2. Die Grundstücke im Plangebiet haben den aus den Sonderungsplänen Nr. 1 bis 5 

ersichtlichen Umfang. 
 

Begründung 
 
In der Gemeinde Brandenburg an der Havel, Gemarkung Brandenburg, Flur 145, Flurstücke 452, 634, 
641 sowie Flur 162, Flurstücke 169, 176, 335, 397, Lage: Genthiner Straße, Große Mühlenstraße, 
Kleine Mühlenstraße, Kietzstraße, Kirchstraße, Schloßstraße, ist ein Verfahren nach dem Gesetz über 
die Sonderung unvermessener und überbauter Grundstücke nach der Karte (Bodensonderungsgesetz 
– BoSoG -) vom 20. Dezember 1993 (BGBl. I S. 2182, 2215) durchgeführt worden. Nach dem 
Ergebnis der Ermittlungen stellen sich die Grenzen der Grundstücke im Plangebiet wie aus den 
anliegenden Sonderungsplänen Nr. 1 bis 5 ersichtlich dar. 
 
Das Verfahrensgebiet ist in der beigefügten Karte gekennzeichnet.             
 
 

Hinweis zum Erlass dieses Bescheides 
 

Dieser Bescheid wird gemäß § 9 Abs. 2 BoSoG durch Auslegung in den Diensträumen der 
Sonderungsbehörde bekannt gegeben. Er gilt nach Ablauf der Auslegungsfrist als zugestellt (§ 9 
Abs. 2 Satz 5 BoSoG). 
 
Der Sonderungsbescheid liegt in der Zeit vom 17.10.2005 bis 17.11.2005 im Kataster- und 
Vermessungsamt, 14772 Brandenburg an der Havel, Wiener Straße 1, Zimmer 111 während der 
Dienststunden zur Einsicht aus. 
 
Sprechzeiten: Montag, Mittwoch, Donnerstag  09.00 bis 12.00 und 13.00 bis 15.00 Uhr 
  Dienstag    09.00 bis 12.00 und 13.00 bis 17.00 Uhr 
  Freitag     09.00 bis 12.00 Uhr  
Einsichtnahmen außerhalb der Öffnungszeiten sind nach telefonischer Absprache möglich. 
 
 

Rechtsbehelfsbelehrung 
 
Gegen diesen Sonderungsbescheid kann innerhalb eines Monats nach Ablauf der Auslegungsfrist 
Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist bei der oben aufgeführten Sonderungsbehörde 
unter der oben aufgeführten Anschrift schriftlich oder mündlich zur Niederschrift einzulegen. Falls die 
Frist durch das Verschulden eines von dem Widerspruchsführer Bevollmächtigtem versäumt werden 
sollte, so würde dessen Verschulden dem Planbetroffenen zugerechnet werden.  
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Übersichtskarte zum Verfahrensgebiet (nicht maßstäblich) 
 
 
 

 
 

 
 

- - - - - 
 
 
 

Aufforderung der Wehrpflichtigen des Geburtsjahrganges 01.07. – 30.09.1988 zur 
Meldung zur Erfassung 

 
Nach § 1 des Wehrpflichtgesetzes (WPflG) sind alle Männer, die Deutsche im Sinne des 
Grundgesetzes sind und ihren ständigen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben, vom 
vollendeten 18. Lebensjahr an wehrpflichtig (Wehrpflichtvoraussetzungen). Die Erfassung kann 
bereits ein Jahr vor Vollendung des 18. Lebensjahres durchgeführt werden  (§ 15 (6) WPflG ). 
 
Alle Personen des Geburtsjahrgangs 01.07. – 30.09.1988, die wehrpflichtig sind und denen bislang 
kein Schreiben der Erfassungsbehörde über die bevorstehende Erfassung zugegangen ist, werden 
nach § 15 (1) WPflG aufgefordert, sich umgehend persönlich oder schriftlich bei der nachstehenden 
Erfassungsbehörde zur Erfassung zu melden:  
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Stadtverwaltung Brandenburg an der Havel 
Die Oberbürgermeisterin 

Haupt-, Personal- und Bürgeramt 
Sachgebiet Bürgerservice/Ortsteilverwaltungen 

Katharinenkirchplatz 5 
14776  Brandenburg an der Havel 

 
Sprechstunden:  Montag         08.00 Uhr    -   12.00 Uhr   13.00 Uhr   -   15.30 Uhr 
                           Dienstag       09.00 Uhr    -   12.00 Uhr   13.00 Uhr   -   18.00 Uhr 
                           Mittwoch       geschlossen 
                           Donnerstag   08.00 Uhr    -  12.00 Uhr   13.00 Uhr   -   17.00 Uhr 
                           Freitag          08.00 Uhr    -  12.00 Uhr  
 

 
 
Diese Aufforderung ergeht insbesondere an Personen ohne festen Wohnsitz, die die 
Wehrpflichtvoraussetzungen erfüllen. 
 
Bei der persönlichen Meldung ist der Personalausweis oder Reisepass mitzubringen. Es empfiehlt 
sich, auch sonstige der Feststellung der Wehrpflicht dienende Unterlagen mitzubringen.  
 
Arbeitnehmern, deren Arbeitgeber nicht nach § 14 Arbeitsplatzschutzgesetz zur Weiterzahlung des 
Arbeitsentgelts verpflichtet ist, wird der durch die Erfassung entstehende Verdienstausfall durch die 
Erfassungsbehörde auf Antrag erstattet. Dies gilt auch für die entstehenden notwendigen Auslagen, 
insbesondere Fahrkosten am Ort der Erfassung.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass nach § 45 WPflG ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder 
fahrlässig gegen eine Vorschrift des § 15 WPflG über die Erteilung von Auskünften oder persönliche 
Meldung zur Erfassung verstößt. Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße geahndet werden.  
 
 
Brandenburg an der Havel, den 26.09.2005 
 
 
gez.: Heldt  
 Amtsleiter 

- - - - - 
 

Bekanntmachung 
 

des endgültigen Wahlergebnisses zur Bundestagswahl am 18. September 2005 
im Wahlkreis 60  

Brandenburg an der Havel - Potsdam-Mittelmark I - Havelland III - Teltow-Fläming I 
 
Der Kreiswahlausschuss hat in seiner öffentlichen Sitzung am 23. September 2005 das 
endgültige Wahlergebnis der Bundestagswahl im Wahlkreis 60 Brandenburg an der Havel  - 
Potsdam-Mittelmark I - Havelland III - Teltow-Fläming I festgestellt: 
 
 Zahl der Wahlberechtigten:   203 338 
 Zahl der Wählerinnen und Wähler:  147 006 
 Wahlbeteiligung in %:        72,30 
 
a) Erststimme 
 
 Zahl der ungültigen Erststimmen:       3 139 
 Zahl der gültigen Erststimmen:   143 867 
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Zur Oberbürgermeister- bzw. Bundestagswahl 2002 kamen 58,8% bzw. 56,2% der Mitglieder in 
Wahlvorständen aus der Bevölkerung. Zur Kommunal- und Oberbürgermeisterwahl 2003 nahmen 
61,4 % der Brandenburger Bürger diese verantwortungsvolle Tätigkeit wahr und zur Europa- und 
Landtagswahl 2004 waren es 49,6 % bzw. 43,2 %. 
 
 
gez.: Gmirek 
 Wahlleiter 

- - - - - 
 
 

Termine der Stadtverordnetenversammlung und ihrer Ausschüsse im Oktober 2005 
 
Stand: 26.09.2005 
 
Termin Gremium Ort Zeit 

Di., 
04.10.2005  

Hauptausschuss Stadtverwaltung Brandenburg, 
Neuendorfer Str. 90, Zimmer 102,  
14770 Brandenburg an der Havel 

 18:00 Uhr 

Mi.,  
05.10.2005 

Jugendhilfeausschuss 
 

Club am Turm 
Schleusener Str. 18 
14772 Brandenburg an der Havel 

 17:00 Uhr 

Mi.,  
05.10.2005  

Rechnungsprüfungsausschuss Stadtverwaltung Brandenburg, 
Bergstraße 19, EG/Gartensaal 
14770 Brandenburg an der Havel 

 18:00 Uhr 

Di.,  
11.10.2005  

Ausschuss für Finanzen und 
Liegenschaften  
 

Stadtverwaltung Brandenburg, 
Neuendorfer Str. 90, Zimmer 102,  
14770 Brandenburg an der Havel 

 18:00 Uhr 

Mi., 
12.10.2005 

Ausschuss für Stadtentwicklung
 

Stadtverwaltung Brandenburg, 
Bergstraße 19, EG/Gartensaal 
14770 Brandenburg an der Havel 

 18:00 Uhr 

Mi., 
12.10.2005 

Ausschuss für Umwelt, Recht, 
Ordnung und Sicherheit 

Stadtverwaltung Brandenburg, 
Neuendorfer Str. 90, Zimmer 102,  
14770 Brandenburg an der Havel 

 16:30 Uhr 

Do., 
13.10.2005 

Ausschuss für Kultur, Bildung 
und Soziales 

wird noch festgelegt  18:00 Uhr 

Do., 
13.10.2005 

Ausschuss für Wirtschaft, 
Tourismus, kommunale 
Beteiligungen und Vergaben 

TGZ – Technologie- und Gründerzentrum  18:00 Uhr 

Mo., 
17.10.2005  

Hauptausschuss Stadtverwaltung Brandenburg, 
Neuendorfer Str. 90, Zimmer 102,  
14770 Brandenburg an der Havel 

 18:00 Uhr 

Di.,  
25.10.2005  

Ausschuss für Finanzen und  
Liegenschaften 
 

Stadtverwaltung Brandenburg, 
Neuendorfer Str. 90, Zimmer 102,  
14770 Brandenburg an der Havel 

 18:00 Uhr 

Mi., 
26.10.2005  

Stadtverordnetenversammlung Stadtverwaltung Brandenburg,  
Potsdamer Str. 18,  
14776 Brandenburg an der Havel 

 16:00 Uhr 

 
- - - - - 

 
 
 



 210

 
Wichtige Hinweise zur Lohnsteuerkarte 2006 

 

Was Ist zu tun mit der Lohnsteuerkarte? 
Bevor Sie die Lohnsteuerkarte Ihrem Arbeitgeber aushändigen, prüfen Sie bitte die Eintragungen! 
Wichtig sind Geburtsdatum, Steuerklasse, Zahl der Kinderfreibeträge (nur Kinder unter 18 Jahren) und 
die Eintragungen zum Kirchensteuerabzug. Maßgebend für die Eintragungen sind die Verhältnisse am 
01. Januar 2006. 
Sollten Sie Ihre Lohnsteuerkarte 2006 voraussichtlich nicht benötigen, senden Sie die 
Lohnsteuerkarte, versehen mit einem entsprechenden Vermerk, an die zuständige Gemeinde zurück. 
Wenn Ihre Lohnsteuerkarte verloren gegangen, unbrauchbar geworden oder zerstört worden ist, stellt 
Ihnen die Gemeinde gegen Gebühr eine Ersatzlohnsteuerkarte aus. 

Welche Gemeinde Ist zuständig? 

Für die Ausstellung der Lohnsteuerkarte ist die Gemeinde zuständig, in der Sie am 20. September 
2005 mit Ihrer Wohnung (bei mehreren Wohnungen mit der Hauptwohnung) gemeldet waren. 

Was tun, wenn die Eintragungen nicht stimmen? 

Lassen Sie fehlende oder falsche Eintragungen bitte umgehend von der Gemeinde berichtigen, die 
Ihre Lohnsteuerkarte ausgestellt hat. Sie sind gesetzlich verpflichtet, die Eintragungen berichtigen zu 
lassen, wenn die Eintragungen zu Ihren Gunsten von den tatsächlichen Verhältnissen am 01. Januar 
2006 abweichen. Die Gemeinde ist auch berechtigt, die Vorlage Ihrer Lohnsteuerkarte zwecks 
Berichtigung zu verlangen. 
Wichtig: Sie selbst oder Ihr Arbeitgeber dürfen keine Eintragungen oder Änderungen vornehmen. 

Was tun, wenn sich die Verhältnisse gegenüber dem 01. Januar2006 ändern? 

Bei Heirat im Laufe des Jahres 2006 oder wenn nach dem 01. Januar 2006 ein Kind geboren wird, 
können Sie die Eintragungen ab dem jeweiligen Zeitpunkt ändern lassen. Der Antrag zur Änderung 
der Steuerklasse oder der Zahl der Kinderfreibeträge muss jedoch spätestens am 30. November 2006 
gestellt sein. Ist für jeden Ehegatten eine Lohnsteuerkarte ausgestellt worden, sollten dem Antrag 
beide Lohnsteuerkarten beigefügt werden. Bei dauernder Trennung oder Scheidung der Ehegatten 
oder bei einem Wohnungswechsel im Laufe des Jahres 2006 ist eine Änderung der Eintragungen auf 
der Lohnsteuerkarte nicht erforderlich. 
 
Steuerklassen 
Die Steuerklassen sind für die Höhe der Lohnsteuer besonders wichtig. Welche Steuerklasse für Sie 
in Frage kommt, können Sie den nachstehenden Erläuterungen entnehmen: 
 
Steuerklasse l 
-    Ledige oder Geschiedene; 
-    Verwitwete, deren Ehegatte vor 2005 verstorben ist; 
- Verheiratete, die von ihrem Ehegatten dauernd getrennt leben oder deren Ehegatte im Ausland 

wohnt. 
 
Steuerklasse II 
In die Steuerklasse II gehören die unter Steuerklasse l genannten Personen, wenn bei ihnen die 
Voraussetzungen für den Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b EStG) erfüllt sind. Liegen die 
Voraussetzungen für die Eintragung der Steuerklasse II erstmals vor, wird die Gemeinde die 
Steuerklasse II nur dann bescheinigen, wenn der Arbeitnehmer der Gemeinde schriftlich versichert 
hat, dass er die Voraussetzungen für die Gewährung des Entlastungsbetrags für Alleinerziehende 
erfüllt. Ein Muster für die schriftliche Versicherung steht im Internet unter www.mdf.brandenburg.de 
zur Verfügung. 
Der Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (bzw. die Steuerklasse II) wird einem allein stehenden 
Steuerpflichtigen gewährt, wenn zu seinem Haushalt mindestens ein Kind gehört, für das ihm ein 
Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG (Kinderfreibetrag sowie Freibetrag für den Betreuungs- und 
Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf) oder Kindergeld zusteht. Die Haushaltszugehörigkeit des Kindes 
wird unterstellt, wenn es (mit Haupt- oder Nebenwohnsitz) in der Wohnung des Steuerpflichtigen 
gemeldet Ist. Ist das Kind bei mehreren Steuerpflichtigen gemeldet, steht der Entlastungsbetrag 
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demjenigen Alleinstehenden zu, der die Voraussetzungen auf Auszahlung des Kindergeldes nach § 
64 Abs. 2 Satz 1 EStG (tatsächliche Haushaltsaufnahme des Kindes) erfüllt oder erfüllen würde (Fälle, 
in denen nur ein Anspruch auf ein Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG besteht). 
 
Als allein stehend gelten Steuerpflichtige, die 
a)    nicht die Voraussetzungen für die Anwendung des Splittingverfahrens 

(Ehegattenveranlagungswahlrecht nach § 26 Abs. 1 EStG) erfüllen oder verwitwet sind 
 
 und 

 
b)    keine Haushaltsgemeinschaft mit einer anderen volljährigen Person bilden, es sei denn, 

- für diese steht ihnen ein Freibetrag nach § 32 Abs. 6 EStG oder Kindergeld zu 
 
 oder 

- es handelt sich um ein Kind i. S. d. des § 63 Abs. 1 EStG (leibliches Kind / Adoptivkind, 
Pflegekind oder ein zum Haushalt gehörendes Stief- oder Enkelkind), das seinen gesetzlichen 
Grundwehr- bzw. Zivildienst ableistet, sich für die Dauer von nicht mehr als drei Jahren zum 
Wehrdienst verpflichtet hat oder eine Tätigkeit als Entwicklungshelfer ausübt. 

 
Sobald eine andere volljährige Person mit Haupt- oder Nebenwohnsitz in der Wohnung des 
Steuerpflichtigen gemeldet ist wird vermutet, dass sie mit dem Steuerpflichtigen gemeinsam wirt-
schaftet und damit eine Haushaltsgemeinschaft vorliegt. Diese Vermutung ist nicht widerlegbar, wenn 
der Steuerpflichtige mit der anderen Person in eheähnlicher Gemeinschaft bzw. in einer 
eingetragenen Lebenspartnerschaft lebt. In anderen Fällen ist die Vermutung der 
Haushaltsgerneinschaft widerlegbar. Ob und wann die Vermutung als widerlegt angesehen werden 
kann, ist nach den gesamten Umständen des Einzelfalls zu entscheiden. In der Regel wird eine 
zweifelsfreie Versicherung ausreichen. 
Die Gemeinde ist für die Eintragung der Steuerklasse II zuständig, wenn der Alleinerziehende 
mindestens ein minderjähriges Kind hat. Bei Alleinerziehenden mit Kindern, die alle bereits zu Beginn 
des Kalenderjahres das 18. Lebensjahr vollendet haben, wird die Steuerklasse II hingegen auf Antrag 
nur vom Finanzamt eingetragen. 
 
Steuerklasse IIl 
-    Verheiratete, wenn beide Ehegatten im Inland wohnen, nicht dauernd getrennt leben und der 

Ehegatte 
a)   keinen Arbeitslohn bezieht oder 
b)   Arbeitslohn bezieht und in die Steuerklasse V eingereiht wird. 

-  Verwitwete, wenn der Ehegatte nach dem 31. Dezember 2004 verstorben ist, beide am Todestag 
im Inland gewohnt und nicht dauernd getrennt gelebt haben. 
 

Steuerklasse IV 
Verheiratete, wenn beide Ehegatten Arbeitslohn beziehen, im Inland wohnen und nicht dauernd 
getrennt leben. 
 
Steuerklasse V 
tritt für einen Ehegatten an die Stelle der Steuerklasse IV, wenn der andere Ehegatte in die 
Steuerklasse III eingereiht wird. 
 
Steuerklasse VI 
ist auf jeder zweiten und weiteren Lohnsteuerkarte zu bescheinigen, wenn nebeneinander von 
mehreren Arbeitgebern Arbeitslohn bezogen wird.  
 
Steuerklassenwahl 
Bezieht auch Ihr Ehegatte Arbeitslohn, so müssen Sie zunächst wissen, dass Ehegatten grundsätzlich 
gemeinsam besteuert werden. Beim Lohnsteuerabzug kann aber nur der eigene Arbeitslohn zugrunde 
gelegt werden. Erst nach Ablauf des Kalenderjahrs können die Arbeitslöhne beider Ehegatten 
zusammengeführt und die zutreffende Jahressteuer ermittelt werden. Um dem Jahresergebnis 
möglichst nahe zu kommen, stehen den Ehegatten zwei Steuerklassenkombinationen zur Wahl: 
Die Steuerklassenkombination IV/IV geht davon aus, dass die Ehegatten ungefähr gleich viel 
verdienen. Sie führt regelmäßig dann zu einer Steuerüberzahlung, wenn die Arbeitslöhne der 
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Ehegatten unterschiedlich hoch sind. Zuviel gezahlte Steuer wird nach Ablauf des Jahres vom 
Finanzamt erstattet, wenn die Veranlagung zur Einkommensteuer beantragt wird. 
 
Die Steuerklassenkombination III/V ist so gestaltet, dass die Summe der Steuerabzugsbeträge für 
beide Ehegatten in etwa der gemeinsamen Jahressteuer entspricht, wenn der in Steuerklasse III 
eingestufte Ehegatte 60 v. H., der in Steuerklasse V eingestufte Ehegatte 40 v. H. des gemeinsam zu 
versteuernden Einkommens erzielt. Bei dieser Steuerklassenkombination ist die Überprüfung der 
gezahlten Steuer durch das Finanzamt im Rahmen der Einkommensteuerveranlagung zwingend 
vorgeschrieben (Pflichtveranlagung); zu wenig gezahlte Steuer wird nacherhoben, zuviel gezahlte 
Steuer wird erstattet. 

Steuerklassenwechsel bei Ehegatten 
Sind Sie und Ihr Ehegatte bisher schon als Arbeitnehmer tätig, so trägt die Gemeinde auf Ihren 
Lohnsteuerkarten die Steuerklasse ein, die auf Ihren Lohnsteuerkarten 2005 bescheinigt war. Diese 
Steuerklasseneintragung können Sie vor dem 01. Januar 2006 von der Gemeinde, welche die 
Lohnsteuerkarte ausgestellt hat, ändern lassen. Einen Steuerklassenwechsel im Laufe des Jahres 
2006 können Sie gemeinsam mit Ihrem Ehegatten unter Vorlage beider Lohnsteuerkarten bei der 
Gemeinde einmal, und zwar spätestens bis zum 30. November 2006, beantragen. In Fällen, in denen 
im Laufe des Jahres 2006 ein Ehegatte aus dem Dienstverhältnis ausscheidet oder verstirbt, kann bis 
zum 30. November 2006 bei der Gemeinde auch noch ein weiteres Mal der Steuerklassenwechsel 
beantragt werden. Das gleiche gilt, wenn Sie oder Ihr Ehegatte nach vorangegangener 
Arbeitslosigkeit wieder ein Dienstverhältnis eingehen, oder wenn Sie sich von Ihrem Ehegatten im 
Laufe des Jahres auf Dauer getrennt haben. Der Steuerklassenwechsel kann nur mit Wirkung vom 
Beginn des auf die Antragstellung folgenden Monats vorgenommen werden. 

Auswirkungen der Steuerklassen auf Lohnersatzleistungen 
Denken Sie bitte daran, dass die Steuerklassenkombination auch die Höhe von Lohnersatzleistungen 
(Arbeitslosengeld, Krankengeld, Mutterschaftsgeld) oder die Höhe des Lohnanspruchs bei 
Altersteilzeit beeinflussen kann. Beziehen Sie bereits derartige Leistungen oder rechnen Sie in 
absehbarer Zeit mit deren Inanspruchnahme, informieren Sie sich beim zuständigen Träger der 
Lohnersatzleistungen (Agentur für Arbeit, Krankenkasse) oder bei Ihrem Arbeitgeber über die 
Auswirkungen eines Steuerklassenwechsels. 

Durch Freibeträge Steuern sparen 
Vor einer Weitergabe der Lohnsteuerkarte an den Arbeitgeber sollten Sie auch prüfen, ob ein 
Freibetrag, z.B. wegen erhöhter Werbungskosten, Sonderausgaben oder außergewöhnlicher 
Belastungen, eingetragen werden kann. Beachten Sie aber hierbei die sogenannte Antragsgrenze von 
jährlich 600,00 Euro. Zur Eintragung eines Freibetrags müssen Ihre Aufwendungen diese Grenze 
übersteigen. Für die Feststellung, ob die Antragsgrenze überschritten wird, dürfen die 
Werbungskosten nicht in voller Höhe, sondern nur mit dem Betrag angesetzt werden, der den 
Arbeitnehmer-Pauschbetrag von 920,00 Euro übersteigt. Diese Antragsgrenze gilt nicht für die 
Eintragung der Pauschbeträge auf Grund einer Behinderung, der Freibeträge wegen negativer 
Einkünfte aus anderen Einkunftsarten oder zur Förderung des Wohneigentums, des Freibetrages bei 
Steuerklasse VI sowie der Freibeträge für Kinder in Sonderfällen. Arbeitnehmer, die Arbeitslohn aus 
mehreren Dienstverhältnissen nebeneinander beziehen, können auf der Lohnsteuerkarte mit der 
Steuerklasse VI einen Freibetrag eintragen lassen, wenn für den voraussichtlichen Jahresarbeitslohn 
aus dem ersten Dienstverhältnis nach einer Hochrechnung noch keine Lohnsteuer anfällt. In gleicher 
Höhe wird auf der Lohnsteuerkarte für das erste Dienstverhältnis (Steuerklasse l bis V) jedoch ein 
Hinzurechnungsbetrag eingetragen, der ggf. mit einem auf dieser Lohnsteuerkarte bereits 
eingetragenen oder noch einzutragenden Freibetrag anzurechnen ist. 
Wer einen Freibetrag auf der Lohsteuerkarte eintragen lässt, ist verpflichtet nach Ablauf des 
Kalenderjahres eine Einkommensteuererklärung abzugeben. Ausgenommen sind Fälle, in denen 
lediglich der Pauschbetrag für Behinderte oder Hinterbliebene eingetragen wird. 

Wie stellt man einen Ermäßigungsantrag? 

Zur Eintragung von Freibeträgen müssen Sie bei Ihrem Finanzamt einen Lohnsteuer-
Ermäßigungsantrag stellen. Die Antragsformulare erhalten Sie kostenlos beim Finanzamt oder unter 
www.mdf.brandenburg.de. 
Der Freibetrag wird grundsätzlich mit Wirkung vom Beginn des auf die Antragstellung folgenden 
Monats auf der Lohnsteuerkarte eingetragen. Beachten Sie bitte, dass der Antrag spätestens bis zum 
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30. November 2006 gestellt sein muss, danach kann eine Steuerermäßigung nur noch bei einer 
Veranlagung zur Einkommensteuer für 2006 berücksichtigt werden. 

Welches Finanzamt Ist zuständig? 

Alle Anträge sind an das Finanzamt zu richten, in dessen Bezirk Sie Ihren Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben. Bei mehreren Wohnungen ist der Wohnsitz maßgebend, an dem Sie 
sich vorwiegend aufhalten. Bei mehrfachem Wohnsitz der Ehegatten ist der Wohnsitz maßgebend, an 
dem sich die Familie vorwiegend aufhält. 

Besteuerung des Arbeitslohns bei geringfügiger Beschäftigung 

Auch der Arbeitslohn aus einer geringfügigen Beschäftigung von bis zu 400,00 Euro monatlich (Mini-
Job bzw. haushaltsnaher Mini-Job) ist lohnsteuerpflichtig. Der Arbeitgeber kann unter bestimmten 
Voraussetzungen pauschale Beiträge zur gesetzlichen Renten- und Krankenversicherung entrichten 
die Lohnsteuer für den Arbeitslohn mit einem Pauschsteuersatz erheben. In beiden Fällen muss der 
Arbeitnehmer seinem Arbeitgeber keine Lohnsteuerkarte vorlegen. Die Besteuerung des Arbeitslohns 
aus der geringfügigen Beschäftigung mit dem einheitlichen Pauschsteuersatz oder der pauschalen 
Lohnsteuer hat abgeltende Wirkung; d.h. der Arbeitslohn aus der geringfügigen Beschäftigung und die 
damit im Zusammenhang stehenden Werbungskosten bleibt bei der Einkommen-steuerveranlagung 
außer Ansatz. 
 
Kann der Arbeitgeber die Lohnsteuer für den Arbeitslohn aus der geringfügigen Beschäftigung nicht 
pauschal erheben, weil die Voraussetzungen nicht erfüllt sind, oder verzichtet er auf die Anwendung 
der Pauschalierung, muss er sich vom Arbeitnehmer eine Lohnsteuerkarte vorlegen lassen und die 
einzubehaltenden Steuerabzugsbeträge anhand der hierauf eingetragenen Merkmale ermitteln. 

Kinder auf der Lohnsteuerkarte 
Im laufenden Jahr wird nur Kindergeld gezahlt. Kinderfreibeträge sowie der Freibetrag für Betreuungs- 
und Erziehungs- oder Ausbildungsbedarf sind bei der Berechnung der Lohnsteuer grundsätzlich nicht 
berücksichtigt. Die Kinderfreibeträge wirken sich jedoch auf die Höhe des Solidaritätszuschlags und 
der Kirchensteuer aus. Damit der Arbeitgeber diese Abzugsbeträge richtig berechnen kann, wird auf 
der Lohnsteuerkarte die Zahl der Kinderfreibeträge bescheinigt. 
 
Kinder unter 18 Jahren 
Im Inland ansässige Kinder, die am 01. Januar 2006 das 18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben 
(Kinder, die nach dem 01. Januar 1988 geboren sind), werden grundsätzlich von der Gemeinde auf 
der Lohnsteuerkarte berücksichtigt. Beantragen Sie die Berücksichtigung eines im Inland ansässigen 
Kindes unter 18 Jahren, das nicht bei Ihnen mit Wohnung gemeldet ist, müssen Sie Ihrem Antrag eine 
steuerliche Lebensbescheinigung für dieses Kind beifügen. Die steuerliche Lebensbescheinigung 
fordern Sie bitte von der Gemeinde an, in der das Kind gemeldet ist. 
 
Kinder über 18 Jahre 
Kinder, die am 01. Januar 2006 das 18. Lebensjahr vollendet haben (Kinder, die vor dem 02. Januar 
1988 geboren sind), werden nur auf Antrag unter bestimmten Voraussetzungen durch das Finanzamt 
auf der Lohnsteuerkarte eingetragen. 

Kirchensteuer 
Auf Ihrer Lohnsteuerkarte ist unter "Kirchensteuerabzug" eine Abkürzung für Ihre 
Religionsgemeinschaft eingetragen. Gehören Sie keiner Religionsgemeinschaft an, für die 
Kirchensteuer von den Finanzämtern erhoben wird, so sind zwei Striche "- -" eingetragen. Neben Ihrer 
Religionsgemeinschaft wird eine Abkürzung für die Religionsgemeinschaft Ihres Ehegatten nur dann 
eingetragen, wenn dieser einer anderen erhebungsberechtigten Religionsgemeinschaft angehört. Aus 
der Nichteintragung des Kirchensteuermerkmals für Ihren Ehegatten kann nicht geschlossen werden, 
dass dieser keiner Religionsgemeinschaft angehört. 

Wo verbleibt die Lohnsteuerkarte, wenn das Jahr 2006 abgelaufen Ist? 

Arbeitgeber mit maschineller Lohnabrechnung sind verpflichtet, bestimmte Eintragungen aus dem 
Lohnkonto durch Datenfernübertragung an die Finanzverwaltung elektronisch zu übermitteln 
(elektronische Lohnsteuerbescheinigung). Damit Sie wissen, welche Beträge an Ihr Finanzamt 
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übermittelt wurden, erhalten Sie einen Ausdruck der elektronischen Lohnsteuerbescheinigung mit 
Angabe Ihres lohnsteuerlichen Ordnungsmerkmals der sogenannten eTIN. Die Lohnsteuerkarte des 
abgelaufenen Jahres erhalten Sie in diesen Fällen nicht zurück. Sie wird Ihnen nur dann 
ausgehändigt, wenn sie bereits eine Lohnsteuerbescheinigung eines früheren Arbeitgebers enthält 
und Sie die Aushändigung verlangen, weil Sie die Lohnsteuerkarte für die Einkommensteuererklärung 
(Antragsveranlagung oder Pflichtveranlagung) benötigen. Nach Ablauf des Kalenderjahres hat der 
Arbeitgeber die Lohnsteuerkarten, die keine "manuellen" Lohnsteuerbescheinigungen bzw. Aufkleber 
des früheren Arbeitgebers enthalten, unter Einhaltung der Aufbewahrungsfristen, zu vernichten. 
Wenn sich die abgelaufene Lohnsteuerkarte bereits in Ihrem Besitz befindet, z.B. weil Sie am Ende 
des Kalenderjahres nicht in einem Dienstverhältnis standen, so senden Sie die Lohnsteuerkarte - falls 
sie nicht ohnehin Ihrer Einkommensteuererklärung beizufügen ist - bis zum 31. Dezember 2007 dem 
Finanzamt zusenden. 

Antragsveranlagung 
Haben Sie zuviel Lohnsteuer gezahlt, weil Sie z.B. nicht das ganze Jahr in einem Dienstverhältnis 
gestanden haben oder weil Sie Aufwendungen hatten, die Sie im Ermäßigungsverfahren nicht vorab 
geltend machen konnten, dann beantragen Sie für das abgelaufene Jahr 2006 bei Ihrem Finanzamt 
die Veranlagung zur Einkommensteuer durch Abgabe einer Einkommensteuererklärung. Die 
Einkommensteuererklärungsvordrucke mit einer ausführlichen Anleitung erhalten Sie kostenlos beim 
Finanzamt. Sie können Ihre Erklärung auch elektronisch übermitteln. Die dafür erforderliche 
kostenlose Software der Finanzverwaltung finden Sie im Internet unter www.elster.de. Achten Sie bitte 
darauf, dass der Antrag für die Einkommensteuerveranlagung 2006 nur bis zum 31. Dezember 2008 
gestellt werden kann. Die Frist kann nicht verlängert werden. 
 
Pflichtveranlagung 

In bestimmten Fällen sind Arbeitnehmer auch verpflichtet, eine Einkommensteuerklärung 
abzugeben. Hier gilt eine Abgabefrist bis zürn 31. Mai 2007, die allerdings verlängert werden 
kann. Hier nun einige Beispiele für die Pflicht zur Abgabe einer Einkommensteuererklärung: 
 
-    Sie oder Ihr Ehegatte haben steuerfreie, aber dem Progressionsvorbehalt unterliegende 

Lohnersatzleistungen (z.B. Arbeitslosengeld, Krankengeld), Aufstockungsbeträge bei 
Altersteilzeit oder ausländische Einkünfte von mehr als 410 Euro erhalten; 

-     das Finanzamt hat Ihnen auf der Lohnsteuerkarte einen Freibetrag (außer Behinderten-
Pauschbetrag) eingetragen; 

-     Ihnen und Ihrem Ehegatten hat die Gemeinde Lohnsteuerkarten mit der Steuerklassen-
kombination 11 l/V ausgestellt; 

- Sie oder Ihr Ehegatte haben Arbeitslohn bezogen, der nach der Steuerklasse VI besteuert wurde. 
Noch Fragen? 

Sollten Sie noch Fragen haben, wird Ihnen das Finanzamt und -soweit zuständig - Ihre Gemeinde 
weitere Auskünfte erteilen. Auch Ihr Arbeitgeber oder Ihre Berufsvertretung werden Ihnen in 
Lohnsteuerfragen behilflich sein können. Außerdem können Sie sich von den zur Hilfe in 
Steuersachen gesetzlich zugelassenen Personen oder Vereinigungen beraten lassen. 
 
Sprechzeiten der Finanzämter: 
 
Montag, Mittwoch, Donnerstag  08.00 – 15.00 Uhr 
Dienstag    08.00 – 17.00 Uhr 
Freitag     08.00 – 13.30 Uhr 
 

- - - - - 
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